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. § 1 
Inhalt des Bebauungsplanes 

Für das Gebiet "Parkstadt­Süd" gilt die vom Archi­
tekrenxmro Karl Petzold, Donauwörth, Hans­Denk­
b u r a

f ; ''' ausgearbeitete Bebauüngsplanzeichnura 
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 2USairJrien m i t d e n nachstehenden 
vorstellten den Bebauungsplan bildet. 

Art der baulichen Nutzung 
1 . Der Planbereich wird als reines Wohngebiet (WR) 
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(Baxû y; p_n der Fassung vom 26. 11, 19 68 (BGBl ■ 
i S. 1237) festgesetzt. 

2. Das mit "So" bezeichnete Grundstück wird als Son­
dergeoiet rur die Errichtung eines Johanniter­ " 
UnterKunftgebaudes im Sinne des § 11 BauNV fest­
gesetzt. 

3. Das Baugebiet umfaßt die Flurstücks­Nr, 2142 
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§ 3 
Maß der baulichen Nutzung 

Die angegebenen Höchstwerte für Grund­ und Ge­
schoßflächenzahlen gemäß § 17 Abs. 1 der Baunut­
zungsverordnung in der.Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. 11. 1968 (BGBl I S, 1237, ber. 1969 S 11) 
dürfen nicht überschritten werden. Für das als 
Sondergebiet (SO) festgesetzte Gebiet gelten für 
Grünet­ und Geschoßflächenzahl die selben Höchst­
werte wie für das Reine Wohnaebiet. 

§ 4 
Bauweise 

1. Im Planbereich gilt die offene Bauweise. 

2. Für die Firstrichtung ist dievEinzeichnung im 
Bebauungsplan maßgebend. 

3. Garagen müssen hinsichtlich der Stellung zum 
Hauptgebäude und zur Nachbarsgrenze nach Maßgabe 
der Bebauungsplanzeichnung errichtet werden; sie 
sind m geeigneter Weise an die Wohngebäude'an­
zubinden. Kellergaragen sind unzulässig. Aus­
nahmsweise können sie unter Einhaltung der fest­
gesetzten Baugrenzen an anderer Stelle ­errjchtTt 
werden,wenn dadurch Verkehrsbelange und di<= be­
absichtigte Gestaltung des Straßen­ und Ortsbil­
des nicht beeinträchtigt werden. Bei beiderseiti­
gem Grenzanbau sind die Garagen einheitlich zu 
gestalten. 

4. Die zulässigen Gebäudehöhen sind: 

a) bei Gebäuden mit Satteldach: Hauptsimshöhe 
3,50m über Straßenmitte 

b) bei Gebäuden mit (x) bezeichnet: Hauptgesims­
höhe 3,00 m über natürlicher Geländehöhe, ge­
messen am höchsten Geländepunkt der Umfassun­
gen 

■ c) bei dem zweigeschossigen Unterkunftsgebäude 
oes Johanniter­Ordens (SO) 6,00 m über Straßen 
mitte 

d) bei Gemeinschaftsgaragen (GGa.) 2,75 
m 
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5. Sockelhöhen dürfen über Gelände nicht mehr 
als 0,50 m haben. 

6. Wohnungen im Dachgeschoß sind nicht zugelas-s en. 

7. Müllboxen und Mülltonnen sind so anzuordnen, 
daß sie das Straßen- und Ortsbild nicht, stö­
ren. 

8. Garagen sind mit Flachdach zu ersteller n. 

. § 5 
Gestaltung der Gebäude 

1. Im Planbereich sind nur Satteldächer mit dun­
kelbrauner Dachziegeleindeckung und mit einer 
Dachneigung von 26 Grad bis 28 Grad zulässig 
mit Ausnahme des Unterkunftsgebäudes für den 
Johanniter-Orden, das mit einem Flachdach 
(Dachneigung bis zu 3 Grad., nicht nach außen 
hin sichtbar) zu errichten ist. 

2. Dachaufbauten (Dachgauben) sind unzulässia. 
3. Dachvorsprünge an Ortgang und Traufen dürfen, 

nicht mehr als 0,40 m betragen. 
4. Kniestöcke sind nicht zugelassen. 

§ 6 
Nebengebäude 

Nebengebäude müssen mit der Garage in einem Bau­
körper und unter einem Dach zusammengefaßt werden, 

§ 7 
GeländeVeränderungen 

Das natürliche Gelände darf weder durch Äuffüllunc? 
noch durch Abgrabungen wesentlich verändert wer-
den. Der Verlauf des Geländes im Anschluß an die 
Baukörper ist in den Bauvorlagen darzustellen. 
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§
 8 . 

Einfriedungen 
1. Straßenseitige Einfriedungen sind als durch­

gehende Holz zäune mit senkrechten Latten und 
einer Gesamthöhe von 1 m zu errichten; der 
Zaunsockel darf 20 cm nicht überschreiten. 

2. Vor Garagenzufahrten dürfen Einfriedungen 
nicht errichtet werden; diese Flächen sind 
als Stellplätze freizuhalten. 

3. Seitliche und'rückwärtige Einfriedungen sind 
als Maschendrahtzaun mit einer Höhe von maxi­
mal 1 m auszuführen. 

4. Im Bereich der im Bebauungsplan dargestellten 
SichtdreiecF e dürfen Anpflanzungen und Ein­
friedungen die Höhe von 0,90 m nicht, überschrei­
ten. 

§ 9 
Zu erhaltende Baum­ und Buschhecke 

Die bestehende Baum­ und Buschbepflanzung zwischen 
der Sternschanzenstraße und dem Baugebiet darf 
weder gerodet noch in ihrem Bestand nachteilig ver­
ändert werden. 

§ 10 
Inkrafttreten 

/P; v Der vorliegende Bebauungsplan wird mit der Bekannt­
■ PF machung gemäß § 12 des Bundesbaugesetzes rechtsver­

.;'".•..'­•■'.­ .bindlich. 

,, •GeTOh.rpigJt.gWmäß § n BBuuG rjjSt 
V. :• 'Bescheid v. / l^ . /^TNr . $£-YX.dQ/3S 

•fcurg, den ^.@L.Q.-..>l3Jt.S~__ 
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